



































































































































Stadt Bergneustadt
6. Änderung des Bebauungsplanes 9N "Dreiort"

Zeichnerische Festsetzungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 (7) BauGB)

Art der baulichen Nutzung (§9 (1) Nr. 1 BauGB und §7 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

Baulinie

KerngebietMK

Maß der baulichen Nutzung (§9 (1) Nr. 1 BauGB und §16 und §17 BauNVO)
Anzahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstmaßz.B.  III-V
Grundflächenzahl (GRZ), als Höchstmaßz.B.  0,8
Geschossflächenzahlz.B.  1,6

§9(1) Nr. 2 BauGB und §22 und §23 BauNVO

g

Verkehrsflächen (§9 (1) Nr. 11 BauGB)

StraßenbegrenzungslinieStraßenverkehrsfläche

Grünflächen (§9 (1) Nr. 15 und (6) BauGB)

Grünfläche öffentlich



Sonstige Planzeichen

VerfahrensschritteTextliche Festsetzungen

Bergneustadt, den ____________________

Aufstellungsbeschluss

Dieser Plan ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB durch den
Beschluss des Rates der Stadt Bergneustadt vom
...................................... aufgestellt worden .

Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am
....................................... ortsüblich bekannt gemacht
worden.

Unterrichtung und Erörterung

Die öffentliche Unterrichtung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB hat
vom ................................ bis zum ...............................
stattgefunden.
EIne öffentliche Erörterung hat stattgefunden am
.......................... .

Bergneustadt, den ____________________

BürgermeisterBürgermeister

Öffentliche Auslegung

Dieser Plan ist mit textlichen Festsetzungen und
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB aufgrund des
Ratsbeschlusses vom ............................. in der Zeit vom
.......................... bis zum ............................. öffentlich
ausgelegt worden. Die öffentliche Auslegung wurde am
..................... ortsüblich bekanntgemacht.
Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom
......................... von der Auslegung benachrichtigt.

Bergneustadt, den ____________________

Änderungen bzw. Ergänzungen nach öffentlicher Auslegung

Änderungen bzw. Ergänzungen erfolgten aufgrund
stattgegebener Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in
Verbindung mit § 3 Abs. 3 BauGB durch Beschlussfassung
des Rates vom ............................. .

Bergneustadt, den ____________________

Bürgermeister

Bürgermeister

Eingeschränktes Beteiligungsverfahren

Eine eingeschränkte Beteiligung gemäß § 13 BauGB in
Verbindung mit § 3 Abs. 3 BauGB zu den Änderungen bzw.
Ergänzungen nach der öffentlichen Auslegung erfolgte
vom/ am ....................................... bis zum
...................................... .

Bergneustadt, den ____________________

Satzungsbeschluss

Dieser Bebauungsplan ist gemäß § 10 BauGB vom Rat der
Stadt Bergneustadt in seiner Sitzung am
................................. beschlossen worden.

Bergneustadt, den ____________________

BürgermeisterBürgermeister

Inkrafttreten des Bebauungsplanes

Der Satzungsbeschluss ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am
.................................  ortsüblich bekannt gemacht worden.
Damit ist dieser Bebauungsplan am ......................................
als Satzung rechtsverbindlich geworden.

Bergneustadt, den ____________________

Bürgermeister

RECHTSGRUNDLAGEN:

Die Erstellung des Bebauungsplanes stützt sich auf:

das Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I, S. 2414), zuletzt geändert durch
Gesetz zur Erleichterung von Planvorhaben für die Innenentwicklung der Städte vom 21.12.2006 (BGBI. I, S. 3316)

die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) i.d.F. der
Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I, S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBI. I, S. 466)

die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung (BauONRW) i.d.F. der Bekanntmachung vom
01.03.2000 (GV. NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Art. I des G. v. 12.12.2006 (GV. NRW. S. 615)

Flächen für den Gemeinbedarf (§9 (1) Nr. 5 und (6) BauGB)

Gemeinbedarf

Baugrenze

nur Satteldächer zulässig

geschlossene Bauweise

nur Walmdächer zulässig

 maximale Gebäudehöhe über Normal Null

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung:

Wasserflächen (§9 (1) Nr. 16 und (6) BauGB)

Wasserflächen

Regelungen für die Stadterhaltung und für den Denkmalschutz
(§9 (6) BauGB)

Einzelanlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen - Stellplätze

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Verkehrsberuhigter Bereich

kulturelle Einrichtung - Begegnungsstätte

Zweckbestimmung:

Private GrünflächePG



Traufhöhe über Normal Null

Firsthöhe über Normal Null

 Mindest- und Maximalhöhe Oberkante Erdgeschoss- Fertigfußboden
über Normal Null

Die aus dem Bebauungsplan Nr. 9N „Dreiort“ übernommenen Festsetzungen für die 6. Änderung „Innenstadt/ Kölner Str.“ sind kursiv eingefügt.


